Muster-Pressemitteilung - Textbausteine
Thema:  Flüchtlings- und Asylpolitik
XXX fordert praktische Lösungen für praktische Probleme 
„Kommunen nicht alleine lassen – Landesregierung muss mehr tun“
Freie Demokraten wollen die Kommunen stärken – Bürokratie abbauen
(Ort) XXX fordert mehr Einsatz der Landesregierung in der Flüchtlingskrise 

„Es ist unsere humanitäre Pflicht, schutzsuchende Menschen bei uns aufzunehmen, sie angemessen zu behandeln und ihnen Schutz zu bieten. Die Landesregierung und die Gesellschaft als Ganze ist in der Pflicht, den Helferinnen und Helfern Unterstützung, Anerkennung und Dankbarkeit zukommen zu lassen.“

„Die Dimension der Flüchtlingskrise ist eine riesige Herausforderung. Dass dabei praktische Probleme auftreten ist unvermeidlich: die müssen in einem demokratischen Diskurs offen angesprochen und gelöst werden.“

„Die Mittel des Bundes müssen über das Land direkt an die Kommunen fließen. Wir müssen dringend die Kommunen bei den Kosten der Unterbringung entlasten und Wege aufzeigen, wie eine schnelle Integration in den Arbeitsmarkt gelingen kann. Nichts integriert Menschen besser in eine Gesellschaft als Arbeit und eigenverantwortliches Handeln. 

„Hier müssen wir die Menschen bereits am ersten Tag nach Ankunft unterstützen. Neben einer standardisierten Qualifikationsabfrage, Rechtssicherheit für Betriebe und verpflichtenden Integrationskursen muss auch gewährleistet sein, dass wir genügend Personal für Vorbereitungsklassen, in den Jobcentern und vor allem bei der Bearbeitung von Asylanträgen vorhalten. Dazu hat die FDP-Fraktion bereits substantielle Vorschläge gemacht" erklärt XXX 

„Mit den Freien Demokraten ist eine Beschlagnahmung von Wohnraum nicht zu machen. Das Recht auf Eigentum muss respektiert werden. Mit solchen Maßnahmen wird die positive Stimmung in der Bevölkerung kippen.“
„Statt Wohnungseigentümern mit Strafe zu drohen und so das im Grundgesetz verbriefte Recht auf Eigentum zu beschädigen, sollte die Landesregierung die kontraproduktive Landesbauordnung wieder abschaffen, die das Bauen teurer macht und zu mehr Bürokratie und Bevormundung führt."

"Was die Finanzierung der Kommunen bei der Flüchtlingsbetreuung und - Unterbringung betrifft, darf die Landesregierung sich keine Zeit lassen, hier genügend Mittel an die Kommunen weiterzugeben.“ 
